SATZUNG
Über den geschützten Landschaftsbestandteil Gehölze in der Stadt Ballenstedt mit ihren Ortsteilen (Baumschutzsatzung - BaumSchS)

Auf Grund der §§ 6 und 44 Abs. 3 Nr. 1 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt

(GO LSA) vom 05. Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 

07. August 2002(GVBl. LSA S.336)

und des § 23 Abs. 3 des Naturschutzgesetzes Land Sachsen-Anhalt (NatSchG-LSA)

vom 11. Februar 1992 (GVBl. LSA S. 108) zuletzt geändert durch den Artikel 6 des Gesetzes

vom 27. August 2002 (GVBl. LSA S. 372) hat der Stadtrat in seiner Sitzung am 04. 12. 2003

folgende Satzung beschlossen:

§ 1  Geschützter Landschaftsbestandteil
Die im § 2 dieser Satzung bezeichneten Objekte werden im dort bezeichneten Bereich zu 

geschützten Landschaftsbestandteilen erklärt.

§ 2   Geltungsbereich

(1).
Diese Satzung gilt innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile im Sinne des § 34


BauGB der Stadt Ballenstedt mit seinen Ortsteilen Asmusstedt, Badeborn und Opperode,


sowie den Flächen der öffentlichen Parkanlagen, mit Ausnahme des Schloßparkes in 
Ballenstedt und der Friedhöfe.

(2)
Geschützt sind


1. Stammbildende Gehölze mit einem Stammumfang von 50 cm und mehr, jeweils 


    gemessen in einer Höhe von 1 Meter über dem Erdboden. Liegt bei den zu 


    schützenden Bäumen der Kronenansatz unter dieser Höhe, ist der Stammumfang


    unter dem Kronenansatz maßgebend. Bei mehrstämmigen Bäumen ist die Summe


    der Stammumfänge entscheidend.


2. Hecken. Als Hecken gelten überwiegend in Zeilenform gewachsene


    Gehölzstreifen mit einer Mindesthöhe von 1 Meter, gemessen vom Erdboden und


    einer Mindestlänge von 3 Metern. Der Schutz gilt auch, wenn durch Pflege oder 


    Erhaltungsmaßnahmen (z. B. “auf den Stock setzen”) die Mindesthöhe von 1 Meter


    unterschritten wird.


3. Fassadenbegrünungen, Dachbegrünungen Großsträucher ab 3 m Höhe.


4. Alle Bäume, Hecken und Fassadenbegrünungen, deren Anpflanzung als 


    Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme für Eingriffe in Natur und Landschaft mit der


    Erteilung einer Baugenehmigung angeordnet wurde, auch wenn die Voraussetzungen


    der Nr. 1 und 2 nicht erfüllt sind oder sie nach Abs. 3 vom Schutz ausgenommen sind.


5. Alle Bäume, Hecken und Fassadenbegrünungen, die auf Grund von Festlegungen


    in Bebauungsplänen zu erhalten sind, auch wenn die Voraussetzungen der Absätze


    1 und 2 nicht erfüllt sind, oder sie nach Abs. 3 vom Schutz ausgenommen wären.


    Art und Umfang der zu schützenden Bäume, Hecken und Fassadenbegrünungen


    sind im Text des Bebauungsplanes zu bezeichnen.

(3)
Die Satzung findet keine Anwendung auf


1. Obstbäume und Walnußbäume in Höfen und Gärten.


2. Weihnachtsbaumkulturen, Baumschulkulturen, Korbweidenkulturen


3. Gehölze, die auf Grund des § 22 und nach den in der Anlage 1 zu § 59 Abs. 1


    NatSchG LSA genannten Vorschriften unter höherrangigem Schutz stehen.


4. Bäume und Hecken als Bestandteil öffentlicher Straßen im Sinne § 2 Straßengesetz LSA


    vom 6. Juli 1993 (GVBl. S.334) geändert durch den Artikel 5 des Gesetzes vom 


    27. August 2002 (GVBl.LSA S. 372)


5. Gehölze innerhalb desWaldes im Sinne von § 2 des Landeswaldgesetzes Sachsen-Anhalt 
    vom 13. April 1994 (GVBl. LSA Nr. 17/94, S. 520) geändert durch den Artikel 5


    des Gesetzes vom 27. August 2002 (GVBl. LSA S. 372)


6. Gehölze innerhalb des Gewässerschonstreifens im Sinne von § 94 des Wassergesetzes

    des Landes Sachsen-Anhalt vom 31. August 1993 (GVBl. LSA S. 477), geändert mit


    Gesetz vom 27. August 2002 (GVBl. LSA S. 372)


7. Gehölze unmittelbar über oder unter bestehenden Ver- und Entsorgungsleitungen


    (Gas, Wasser, Abwasser, Strom und Telekommunikation)


8. Gehölze im Bereich des Betriebsgeländes und der Nebenanlagen von Eisenbahnen,


    wenn durch die Gehölze die bestimmungsgemäße Nutzung der Flächen 


    beeinträchtigt werden kann.

§ 3  Schutzzweck

Schutzzweck ist die Belebung, Gliederung und Pflege des Landschaftsbildes, die Verbesserung

des Kleinklimas, die Abwehr schädlicher Einwirkungen auf Natur und Landschaft durch den 

Beitrag der Schutzobjekte zum Naturhaushalt und die Erhaltung der geschützten Landschafts-

bestandteile.

§ 4  Verbotene Maßnahmen

(1)
 Es ist verboten, die im § 2 genannten geschützten Landschaftsbestandteile zu entfernen,

      
zu zerstören, zu beschädigen, ihre Gestalt wesentlich zu verändern oder ihren Weiterbestand

      
zu beeinträchtigen.

(2) 
Schädigungen im Sinne des Abs. 1 sind auch Störungen des Wurzelbereiches unter der

      
Baumkrone (Kronenbereich), insbesondere durch 


1. Befestigen der Fläche mit einer wasserundurchlässigen Decke ( z. B. Asphalt, Beton);


2. Abgrabungen, Ausschachtungen (z.B. durch Ausheben von Gräben oder Gewässern)


    oder Aufschüttungen;


3. Lagern oder Anschütten von Salzen, Ölen, Säuren und Laugen.


4. Austretenlassen von Gasen und anderen schädlichen Stoffen aus Leitungen;


5. Anwendungen von Herbiziden;


6. Anwenden von Streusalzen, soweit der Kronenbereich nicht zur befestigten Straßenfläche


    gehört;


7. Beschädigungen durch Anbringen von Plakaten, Werbematerial oder sonstigen 


    Gegenständen;


8. Feuer im Wurzelbereich, Einleitung von Rauchgasen in die Krone;

(3) 
Abs. 2 Nr. 1 und 2 gelten nicht für geschützte Landschaftsbestandteile auf öffentlichen 


Straßen sowie an Wirtschaftswegen, wenn auf andere Weise Vorsorge gegen das 


Absterben dieser nach § 2 geschützten Landschaftsbestandteile getroffen worden ist.

§ 5  Freistellungen

(1) 
Übliche Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, sowie Maßnahmen im Rahmen eines


ordnungsgemäßen Betriebes von Baumschulen oder Gärtnereien sind erlaubt.


Unter Pflegemaßnahmen ist auch das sogenannte “auf den Stock setzen” von Hecken


im Abstand von 4 bis 8 Jahren zu verstehen.


Die Durchführung der Regenerationsmaßnahmen in häufigeren zeitlichen Abständen


ist als Schädigung oder gar Zerstörung einer Hecke anzusehen.

(2)
Erlaubt sind jedoch unaufschiebbare Maßnahmen zur Abwehr einer gegenwärtigen 


Gefahr, welche von den geschützten Gehölzen ausgeht und nur durch auf geschützte


Gehölze gerichtete Handlungen abgewehrt werden kann.


Sie sind der Stadtverwaltung unverzüglich anzuzeigen.

§ 6  Ausnahmen und Befreiungen

(1) 
Von den Verboten des § 4 ist in begründeten Einzelfällen eine Ausnahme zuzulassen,


wenn


1. der Eigentümer oder ein sonst Berechtigter auf Grund von Vorschriften des 


    öffentlichen Rechts verpflichtet ist, geschützte Landschaftsbestandteile zu entfernen


    oder zu verändern und er sich nicht in zumutbarer Weise von dieser Verpflichtung


    befreien kann;


2. von einem geschützten Landschaftsbestandteil Gefahren für Personen oder Sachen


    von bedeutendem Wert, die nicht gegenwärtig sind, ausgehen und die Gefahren nicht


    auf andere Weise und mit zumutbarem Aufwand zu beheben sind;


3. ein geschützter Landschaftsbestandteil krank ist und die Erhaltung auch unter


    Berücksichtigung des öffentlichen Interesses daran mit zumutbarem Aufwand nicht


    möglich ist;


4. die Beseitigung eines geschützten Landschaftsbestandteiles aus überwiegenden,


    auf andere Weise nicht zu verwirklichenden, öffentlichen Interesses dringend erforderlich


    ist;


5. die Pflege von Bäumen, Gehölzgruppen und Sträuchern (Standraumregulierung, Kronen-


    pflege) eine eindeutig positive Wirkung auf den verbleibenden Bestand erwarten läßt.

(2) 
Von den Verboten des § 4 kann im übrigen im Einzelfall Befreiung gewährt werden,


wenn


1. eine nach baurechtlichen Vorschriften zulässige Nutzung sonst nicht oder nur unter


    wesentlichen Beschränkungen verwirklicht werden kann;


    hier erfolgt Güterabwägung durch den Beauftragten für Baumschutz;


2. das Verbot zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Abweichung


    mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist oder 


3. Gründe des allgemeinen Wohls die Befreiung erfordern.

§ 7  Verfahren für Ausnahmen und Befreiungen

(1) 
Die Zulassung einer Ausnahme oder die Gewährung einer Befreiung gemäß § 6 ist bei der


Stadtverwaltung Ballenstedt schriftlich unter Darlegung der Gründe und Beifügung des


Lageplanes zu beantragen.


Von der Vorlage eines Lageplanes kann im Einzelfall abgesehen werden, wenn auf andere


Weise (z. B. Lageskizzen, Fotos) die geschützten Landschaftsbestandteile, auf die sich


der Antrag bezieht, sowie Standort, Art, Höhe und bei Bäumen der Stammumfang 


ausreichend dargestellt werden. 

(2) 
Die Entscheidung über einen Antrag nach Abs. 1 ergeht schriftlich.


Sie kann mit Nebenbestimmungen verbunden werden, widerruflich oder befristet erteilt


werden. Der Antragsteller ist zu verpflichten, bestimmte Schutz- und Pflegemaßnahmen 


zu treffen oder Ersatzpflanzungen auf seine Kosten zu leisten und zu erhalten.


Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, führt die Stadtverwaltung Ballenstedt diese 


Maßnahmen oder die Ersatzpflanzung auf seine Kosten durch.

§ 8  Baumschutz im Baugenehmigungsverfahren

(1)
Wird für ein Grundstück im Geltungsbereich dieser Satzung eine Baugenehmigung 


beantragt, so sind im Lageplan die auf dem Grundstück vorhanden geschützten 


Landschaftsbestandteile im Sinne des § 2 dieser Satzung standortgerecht einzutragen.


Bei Bäumen ist der nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 maßgebliche Stammumfang und der


Kronendurchmesser einzutragen, bei Sträuchern die Höhe und bei Hecken die Länge.

(2)
Sollen für das Bauvorhaben geschützte Landschaftsbestandteile entfernt oder beschädigt


werden, so ist der Antrag gemäß § 7 Abs. 1 dem Bauantrag beizufügen.
§ 9  Ersatzpflanzungen

(1) 
Wird auf der Grundlage des § 6 Abs. 1 und 2 eine Ausnahme zugelassen oder eine


Befreiung gewährt, so hat der Antragsteller auf seine Kosten für jeden entfernten


oder wesentlich beeinträchtigten geschützten Landschaftsbestandteil entsprechenden


Ersatz zu leisten.

(2)
Die Ersatzpflanzung bei Bäumen bemißt sich nach dem Stammumfang des entfernten


Baumes. Beträgt der Stammumfang


- bis 50 cm, ist als Ersatz 

1 Baum


- bis 100 cm, sind als Ersatz

2 Bäume


- je weitere angefangene 25 cm
1 Baum zusätzlich zu pflanzen,


die maximale Anzahl von Ersatzpflanzungen pro Baum soll 5 Stück betragen.


Die zu pflanzenden Bäume sollen eine Größe von 10 - 14 cm Stammumfang aufweisen.

(3)
Bei Hecken muß die entnommene Meterzahl mit einer Höhe von 60 - 100 cm


neu angelegt werden. Beim Anlegen einer Hecke aus Stecklingen beträgt die Anwachs-


pflege mindestens 3 Jahre.

(4)
Die Ersatzpflanzung für Fassadenbegrünung wird in Abhängigkeit von der Art der


Begrünung, entsprechend der Anzahl und dem ökologischen Wert der entfernten


Quadratmeter festgelegt.

(5)
Je entnommenem Großstrauch ist ein Großstrauch mit einer Pflanzhöhe von mindestens


1 m als Ersatz zu pflanzen.

(6) 
Im Fall der Ersatzpflanzung durch den Antragsteller, empfiehlt der Beauftragte für


Baumschutz die dafür in Frage kommenden Arten, sowie den Pflanzverband.


Die Verpflichtung zur Ersatzpflanzung eines Baumes gilt erst dann als erfüllt, wenn der


Baum nach Ablauf von 2 Jahren zu Beginn der folgenden Vegetationsperiode angewachsen


ist. Ist dies nicht der Fall, so ist der Antragsteller zur nochmaligen Ersatzpflanzung


verpflichtet.

(7)
Über eine Befreiung von der Ersatzpflanzung kann in Ausnahmefällen der Baumschutz-


verantwortliche in Absprache mit der Stadtverwaltung entscheiden.

§ 10  Folgenbeseitigung

(1)
Werden vom Eigentümer, Nutzungsberechtigten oder anderen Personen entgegen den  
Verboten des § 4und ohne Vorliegen von Voraussetzungen für eine Ausnahme oder 
Befreiung nach §7 geschützte Landschaftsbestandteile entfernt, zerstört, beschädigt, 


ihre Gestalt wesentlich verändert, oder ihr Weiterbestand gefährdet, so hat dieser auf eigene 
Kosten die entfernten oder zerstörten geschützten Landschaftsbestandteile in


angemessenem Umfang durch Ersatzpflanzungen zu ersetzen oder ersetzen 


zu lassen oder die sonstigen Folgen der verbotenen Handlung zu beseitigen.

(2)
Ist der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte für einen Eingriff im Sinne des § 10


Abs. 1 nicht verantwortlich, hat er es zu dulden, wenn die Stadtverwaltung


Ballenstedt Maßnahmen zur Folgenbeseitigung ergreift.

§ 11  Haftung der Rechtsnachfolge
Für die Erfüllung der Verpflichtungen nach den §§ 7, 9 und 10 haftet auch der Rechtsnachfolger

des Grundstückeigentümers oder des Nutzungsberechtigten.

§ 12  Beauftragter für Baumschutz

(1) 
Der Stadtrat der Stadt Ballenstedt bestimmt einen Beauftragten für Baumschutz.


Er muß die erforderliche Sachkunde besitzen und darf nicht Bediensteter der


Stadtverwaltung Ballenstedt sein. Er wird jeweils für 5 Jahre bestellt.

(2)
Der Beauftragte für Baumschutz berät und unterstützt die Stadtverwaltung


Ballenstedt in allen Angelegenheiten des Baumschutzes. Er ist an fachliche Weisungen


nicht gebunden. 


Die Stadtverwaltung hat ihm die Auskünfte zu erteilen, die zur Wahrnehmung seiner


Aufgaben erforderlich sind. Die Stadtverwaltung Ballenstedt ist verpflichtet, ihm


alle geplanten Veränderungen an geschützten Gehölzen anzuzeigen.


Der Beauftragte für Baumschutz kann die Beseitigung oder Beeinträchtigung eines


geschützten Gehölzes untersagen. Diese Untersagung kann nur durch Beschluß des


Stadtrates aufgehoben werden.


Der Beauftragte für Baumschutz ist berechtigt, nach Genehmigung durch den 


Eigentümer oder Nutzungsberechtigten zum Zwecke der Durchführung seiner


Aufgaben, Grundstücke zu betreten.


Er ist verpflichtet, sich auf Verlangen des Grundstückseigentümers oder


Nutzungsberechtigten auszuweisen. Wird der Zutritt verweigert, so kann die


Stadtverwaltung Ballenstedt, ohne weitere Anhörung zum Sachverhalt entscheiden


und entsprechende Maßnahmen treffen.

§ 13  Ordnungswidrigkeiten

(1)
Ordnungswidrigkeiten im Sinne von § 6 Abs. 7 der Gemeindeordnung des


Landes Sachsen-Anhalt handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig


a) geschützte Bäume, Hecken, Großsträucher oder Gehölzgruppen entgegen § 4, ohne 


    Erlaubnis entfernt, zerstört, beschädigt oder ihre Gestalt wesentlich verändert


    oder derartige Eingriffe vornehmen läßt;


b) Auflagen, Bedingungen oder sonstige Anordnungen im Rahmen einer gemäß § 6


    erteilten Erlaubnis nicht erfüllt.

(2)
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 2.500 Euro geahndet werden.


Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über


Ordnungswidrigkeiten, ist die Gemeinde (Gemeindeordnung GO LSA § 6, Abs. 7


vom 5. Oktober 1993 GVBl. Seite 568)

§ 14  Inkrafttreten

(1)
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der


Verwaltungsgemeinschaft Ballenstedt in Kraft.

(2)
Gleichzeitig tritt die Satzung über den Schutz des Baumbestandes in der Stadt


Ballenstedt vom 29. 11. 2001 außer Kraft.

(3)
Ebenso tritt die Satzung über den Schutz dem Baumbestandes in der Gemeinde


Badeborn vom 13. 12. 2001 außer Kraft.

Ballenstedt, den 19.02.2004
Wolfgang Schneider

Bürgermeister


